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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 5 R 202/11 B 
 
L 9 R 1371/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 12 R 5238/06 (SG Freiburg) 
 
 
 
………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
beigeladen: 
 
1. Versorgungswerk der Rechtsanwälte in Baden-Württemberg, 
 Hohe Straße 16, 70174 Stuttgart, 
 
2. Land Baden-Württemberg, 
 vertreten durch das Landesamt für Besoldung und Versorgung - Rechtsreferat -, 
 Philipp-Reis-Straße 2, 70730 Fellbach, 
 
3. Kommunaler Versorgungsverband Baden-Württemberg, 
 vertreten durch den Direktor, 
 Daxlander Straße 74, 76185 Karlsruhe. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. Dezember 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,   die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 
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Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 19. April 2011 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 19.4.2011 hat es das LSG Baden-Württemberg abgelehnt, die Beklagte zu ver-

pflichten, die für die Zeit vom 1.3.1986 bis 31.12.2002 gezahlten Nachversicherungsbeiträge an 

das Versorgungswerk der Rechtsanwälte in Baden-Württemberg weiterzuleiten. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Beschwerde ist offensichtlich unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nach Maßgabe der Erfordernisse des 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG nicht dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 

Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-
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strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebe-

gründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hält die Frage für grundsätzlich bedeutsam, "ob die Jahresfrist des § 186 Abs 1 Nr 2 

SGB VI gehemmt bzw unterbrochen werden kann". 

 

Er hat es jedenfalls versäumt, die Klärungsbedürftigkeit und Klärungsfähigkeit der Frage ausrei-

chend darzutun. Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch 

außer Zweifel steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich 

geklärt ist. Als höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das 

Revisionsgericht bzw das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, jedoch 

schon eine oder mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende 

Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten 

Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17). Im Hinblick hierauf muss in der 

Beschwerdebegründung unter Auswertung der Rechtsprechung des BSG zu diesem 

Problemkreis substantiiert vorgetragen werden, dass das BSG zu diesem Fragenbereich noch 

keine Entscheidung gefällt oder durch die schon vorliegenden Urteile die hier maßgebende 

Frage von grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet hat (Krasney/Udsching, 

Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 183 mwN). 

 

Hieran fehlt es. Der Kläger benennt weder ein Gesetz noch höchstrichterliche Rechtsprechung 

zu der aufgeworfenen Problematik. Er versäumt es insbesondere aufzuzeigen, ob und inwieweit 

die höchstrichterliche Rechtsprechung zur angesprochenen Frage bereits Rechtsgrundsätze 

herausgearbeitet hat, dass sich die aufgeworfene Frage damit nicht beantworten lässt und in-

wiefern die bereits bestehenden Rechtsgrundsätze für die Entscheidung des Rechtsstreits er-

weitert, geändert oder ausgestaltet werden müssen. Sein Vorbringen, das LSG Baden-

Württemberg habe eine Fristhemmung in dem gegenständlichen Urteil verneint, hingegen habe 

das LSG Schleswig in einem Urteil vom 26.11.2003 - L 8 RA 4/03 - eine Verlängerung der 

Jahresfrist des § 186 Abs 1 Nr 2 SGB VI beim Vorliegen von Aufschubtatbeständen und 

anderen Gründen (zB der Ableistung von Wehrdienst) bejaht, reicht dafür jedenfalls nicht aus. 

 

Anhand der Beschwerdebegründung kann schließlich nicht entschieden werden, ob die ange-

sprochene Problematik klärungsfähig (entscheidungserheblich) ist. Denn der Kläger hat weder 

den Sachverhalt dargestellt, der der angefochtenen Entscheidung zugrunde liegt, noch angege-

ben, welche bindenden Feststellungen (vgl § 163 SGG) das LSG getroffen hat. Im Rahmen der 

Nichtzulassungsbeschwerde gehört es jedoch nicht zu den Aufgaben des Beschwerdegerichts, 

sich die maßgeblichen Tatsachen aus der angegriffenen Entscheidung selbst herauszusuchen. 

Vielmehr muss die Beschwerdebegründung den Senat in die Lage versetzen, sich ohne 

Studium der Gerichts- und Verwaltungsakten allein aufgrund des klägerischen Vortrags ein Bild 
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über den Streitgegenstand sowie seine tatsächlichen und rechtlichen Streitpunkte zu machen 

(stRspr, zB BSG Beschluss vom 26.6.2006 - B 13 R 153/06 B - Juris RdNr 9 mwN). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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